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Antrag für die Rücknahme von Hartz IV und eine bundesweite Demonstration
von Leonie Blume, Länderratsmitglied aus Hessen, Kassel
 
Der Länderrat möge beschließen:
 
Immer mehr Menschen sind von Hartz IV und drohendem Arbeitsplatzabbau betroffen. Wir schlagen deshalb vor, dass die Bundestagsfraktion der Linkspartei zeitnah einen Antrag für die vollständige Rücknahme von Hartz IV in den Bundestag einbringt und dies mit einem Aufruf zu einer bundesweiten Demonstration zur Unterstützung dieser Forderung an diesem Tag verbindet. 
 
Auf der Aktionskonferenz der sozialen Bewegung am 19. und 20. November und der gewerkschaftspolitischen Konferenz der Linkspartei Ende Oktober sollte für die Unterstützung des Antrags zur Rücknahme von Hartz IV und die bundesweite Demonstration geworben werden, mit dem Ziel gemeinsam zu der Demonstration zu mobilisieren. 
 
Apparat und Finanzen der Linkspartei-Bundestagsfraktion sollten eingesetzt werden, die Demonstration zu organisieren, sowie kostenlose Busse und Mobilisierungsmaterial zur Verfügung zu stellen.
 
Begründung:
 
„Am 18. September haben die Wählerinnen und Wähler einer Politik des sozialen Kahlschlages eine Abfuhr erteilt, die mit der „Agenda 2010“, mit „Hartz IV“, mit Praxisgebühr und Minijobs verbunden ist und unter anderem zu über 5 Millionen Arbeitslosen in der Bundesrepublik führte. Und die Wählerinnen und Wähler haben der verschärften Variante einer solchen Politik, wie sie Union und FDP vertreten, eine Abfuhr erteilt.“so Lothar Bisky in seinen einführenden Worten bei der Konstituierung der Fraktion der Linkspartei.PDS im 16. Deutschen Bundestag.
 
Das ist richtig. Aber es geht nicht nur um eine Abfuhr für diese Politik. Der Wahlerfolg muss Ausgangspunkt für uns sein, den Widerstand gegen Sozialkahlschlag zu stärken. 
 
Dies bleibt dringend nötig, denn eine zukünftige Regierung – egal, wie sie aussehen mag – wird den Auftrag der Arbeitgeberverbände umsetzen und „Reformen“ anpacken, also den Sozialkahlschlag und Abbau von Arbeitnehmerrechten weiter treiben. Massiver Arbeitsplatzabbau u.a. bei Daimler, VW, Siemens und Telekom werden immer mehr Menschen in Hartz IV treiben und die Sitaution drastisch verschärfen. 
 
Um das zu verhindern, brauchen wir massiven Widerstand auf der Straße und in den Betrieben. Mit dem Einziehen in den Bundestag können die Bundestagsfraktion und ihre Abgeordneten eine wichtige Rolle bei der Organisierung von Widerstand gegen die Fortsetzung neoliberaler Politik spielen.
 
Die der Fraktion und den Abgeordneten zur Verfügung stehenden Mittel (zum Beispiel pro Abgeordneter und Monat: 7009 Euro an Diäten, 3589 Euro Kostenpauschale, 10.660 Euro für Mitarbeiter) sollten zum Teil für die Organisation von außerparlamentarische Protesten und die Mobilisierung dorthin verwandt werden, um so den Protest im Parlament zu stärken. 
